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Vortrag an den Ministerrat 

Bundesgesetz, mit dem das Gelegenheitsverkehrs-Gesetz 1996 geändert 
wird 

Mit dem Ziel faire Wettbewerbsbedingungen zu gewährleisten beschloss der Nationalrat 
2019 mittels Initiativantrag zum Gelegenheitsverkehrsgesetz 1996 die Zusammenlegung 
des Taxi- und Mietwagengewerbes zum Personenbeförderungsgewerbe mit PKW. Jene 
Regelungen zur Schaffung einheitlicher Voraussetzungen für die davor getrennten 
Gewerbe, die noch nicht in Kraft getreten sind, treten mit 1.1.2021 in Kraft.  

Wie bisher allein für Taxis können die Landeshauptleute einen verbindlichen Tarif für das 
gesamte Gewerbe festlegen, wobei das Gesetz einige zwingende Ausnahmen von der 
Tarifpflicht vorsieht. Das Gesetz ermöglicht es aber nicht, für den Fall, dass weitere 
Ausnahme von der Tarifpflicht verordnet werden sollen – beispielsweise für Fahrten, die 
über einen Kommunikationsdienst zu einem vorab vereinbarten Preis bestellt werden – 
auch Rahmenbedingungen für die Bildung des Entgelts zu setzen, sondern lediglich eine 
völlige Freigabe der Preisbildung. 

Eine vollständige Liberalisierung der Preise bei Verordnung einer solchen Ausnahme 
würde die Gefahr eines Preiskampfes mit sich bringen, und die Situation der LenkerInnen 
und die Marktchancen kleiner Betriebe verschlechtern. Gleichzeitig behindert der 
fehlende Gestaltungsspielraum für eine Tarifverordnung bei weiteren Ausnahmen das 
Zulassen von innovativen, digitalen Angebote unter Rahmenbedingungen, die weiterhin 
fairen Wettbewerb und sicherstellen und weiteren Nutzen wie das Vermeiden von 
Fahrten mittels Bündelung von Bestellungen ermöglichen würden.  

Dahingehend kritisierte die Bundeswettbewerbsbehörde nach einer umfangreichen 
Branchenuntersuchung verschiedene Auswirkungen auf Wettbewerb und Innovation in 
dem Gewerbe. 
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Aufgrund zahlreicher Anfragen an das BMK, wie der mit der Novelle 2019 geschaffene § 
14 Abs. 1b zu verstehen sei, ist der Bedarf an einer Änderung desselben klar gegeben. 

Das Gelegenheitsverkehrs-Gesetz 1996 in der ab 1.1.2021 gültigen Fassung soll daher in 
zwei Punkten geändert werden:  

− Für Beförderungen, die im Wege eines Kommunikationsdienstes bestellt werden, 
kommt ein verbindlicher Tarif nicht zur Anwendung. Stattdessen erhalten die 
Landeshauptleute die Möglichkeit, für die zu vereinbarenden Entgelte eine 
Bandbreite oder Formen von Mindest- oder Höchstentgelten festzulegen.  

 
− Es wird ermöglicht, bei Fahrten, die im Wege eines Kommunikationsdienstes 

bestellt werden, jedenfalls auch anbieten zu dürfen, andere Fahrgäste von 
anderen Orten abzuholen und/oder zu verschiedenen Zielen zu befördern, wenn 
vorab ein reduzierter Fahrpreis vereinbart wird. 

Ich stelle daher den 

Antrag, 

die Bundesregierung wolle den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Gelegenheitsverkehrs-Gesetz 1996 geändert wird, samt Erläuterungen dem Nationalrat 
zur verfassungsgemäßen Behandlung zuleiten. 

18. November 2020 

Leonore Gewessler, BA 
Bundesministerin 
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